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HAVIXBECK
Gemeinde Havixbeck
-Der Biirgermeister- Verwaltungsvorlage Nr. VO/105/2018
Havixbeck, 30.10.2018
Fachbereich: Fachbereich I

Aktenzeichen: 1l 622-21/6
Bearbeiter/in: Mechthild Hester
Tel.: 33-166

Betreff: 15. Anderung des Bebauungsplanes "Stapeler/Altenberger StraRe" der
Gemeinde Havixbeck

Beratungsfolge Termin Abstimmungsergebnis
Fir (j) | Gegen (n) | Enth (E)

1 Ausschuss fir Bau- und Ge- 15.11.2018
meindeentwicklung
2 Gemeinderat 06.12.2018

in offentlicher Sitzung.

Finanzielle Auswirkungen: nein

Beschlussvorschlag

Der Gemeinderat beschlieBt nach Beratung die Aufstellung eines Planes zur 15. Anderung
des Bebauungsplanes ,Stapeler/Altenberger Stralle der Gemeinde Havixbeck, und zwar im
Verfahren gem. § 13 a BauGB.

Der zu andernde Bereich ist in dem der Verwaltungsvorlage 105/2018 als Anlage 1 beigeflig-
ten Planausschnitt umrandet dargestellt.

Daruber hinaus beschliet der Gemeinderat den als Anlage 2 der Verwaltungsvorlage
105/2018 beigefiigten Anderungsplan zur 15, Anderung des Bebauungsplanes ,Stape-
ler/Altenberger Strale” fur die Dauer eines Monats 6ffentlich auszulegen, um der betroffenen
Offentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Begriindung

Der Eigentumer eines Grundstlckes im Eckbereich Stapeler StralRe/Rabertsweg hat mit
Schreiben vom 13.06.2018 beantragt, den rechtsverbindlichen Bebauungsplan ,Stape-
ler/Altenberger Stral3e“ so zu andern, dass im Zuge der Innenverdichtung die planungsrecht-
liche Grundlage zur optimalen Ausnutzung des Grundstlickes geschaffen wird. Das Schrei-
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ben des Antragstellers mit weiteren Unterlagen ist der Verwaltungsvorlage 105/2018 als An-
lage 3 beigefugt.

Aus stadtebaulicher Sicht ist es sinnvoll, die zwischen der Einmindung Schulten Kamp und
der Einmindung Rabertsweg an das Grundstiick des Antragstellers angrenzenden vier wei-
teren ahnlich strukturierten Grundstticke mit in den Anderungsbereich aufzunehmen.

Um dem Wunsch des Antragstellers entsprechen zu kénnen muss der rechtsverbindliche
Bebauungsplan in der Form geandert werden, dass die Geschossigkeit von ein- auf zweige-
schossig erhoht wird. Der Satz ,, Kellergaragen sind nicht gestattet” ist aus den textlichen
Festsetzungen zum Bebauungsplan ersatzlos zu streichen.

Die bisher entlang der Stapeler Stralte gestaffelt festgesetzte Baugrenze soll im Abstand von
5,00 m zur Strallenkante parallel festgesetzt werden, da fir die bisher festgesetzten unter-
schiedlich tiefen Vorgarten keine stadtebauliche Begriindung besteht. Im gleichen Zuge soll
die rickwartige Baugrenze bis zu 3 m an die Grundstlicksgrenze erweitert werden. .

Weiterhin bestehen aus stadtebaulicher Sicht keine Bedenken, fir den geplanten Ande-
rungsbereich die Zahl der Vollgeschosse auf Il zu erhéhen, zumal auch fir die Gebdude auf
der gegenuberliegenden Stralienseite im rechtverbindlichen Bebauungsplan eine zwingende
[I-Geschossigkeit festgesetzt ist. Um auf die umgebende Bebauung in der Héhenentwicklung
Ricksicht zu nehmen, soll die Baukérperhéhe auf maximal 10,50 m beschrankt werden. Be-
zugspunkt ist jeweils die den Anliegergrundstiicken zugeordnete Hohe der Oberkante der
ausgebauten Stapeler Stralle. Fiur das Eckgrundstiick Staperler Stralle/Rabertsweg gilt die
Oberkante der ErschlieBungsstrale Rabertsweg. Damit kdnnen die bisher festgesetzten
Drempel- und Sockelhdhen entfallen.

Die sonstigen Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes werden auch fur
den Anderungsbereich Gbernommen.

Der dieser Verwaltungsvorlage als Anlage 2 beigefiigte Anderungsplan beriicksichtigt die
beabsichtigte Plandnderung.

Das Verfahren zur Plananderung kann gem. § 13 a BauGB (Bebauungsplane der Innenent-
wicklung) erfolgen. Ein Bebauungsplan fur die Wiedernutzbarmachung von Flachen, die
Nachverdichtung oder andere MalRnahmen der Innenentwicklung kann im beschleunigten
Verfahren aufgestellt werden, wenn:

1. die Grundflache des Plangebietes weniger als 20.000 gm betragt,

2. es sich nicht um ein Vorhaben handelt, welches eine Pflicht zur Umweltvertraglich-
keitsprifung auslést oder Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung von Flora, Fauna,
Habitat oder Vogelschutzgebieten liefert.

Im beschleunigten Verfahren ist ortstblich bekanntzumachen, dass der Bebauungsplan im
beschleunigten Verfahren ohne Durchfihrung einer Umweltprifung aufgestellt werden soll
und wo sich die Offentlichkeit tiber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen
Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die Offentlichkeit innerhalb einer
bestimmten Frist zur Planung &uf3ern kann.

Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses kann mit der 6ffentlichen Auslegung ver-
bunden werden.

Ich empfehle Ihnen daher, die Anderungsplanung fiir die Dauer eines Monats gem. § 13 a
Abs. 3 Nr. 2 BauGB 6ffentlich auszulegen.



Finanzielle Auswirkungen

keine. Die Plananderungskosten werden von dem Antragsteller getragen.

Klaus Gromoller

Anlagen

Anlage 1 Auszug aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan mit Darstellung des
Anderungsbereiches

Anlage 2 Entwurf der Anderungsplanung

Anlage 3 Antrag des Grundstlickeigentiimers vom 13.06.2018 mit weiteren Unterlagen



	Gremium
	Datum
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	SMC_BM_VOTEXT6
	SMC_BM_VOTEXT5

